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Auf vielen Wegen 
zur Wasserstelle 
GESETZE Islamisches Recht ist alles andere als starr. 
Es lässt Spielraum für Interpretationen 

Von Jan Kuhlmann 

In der Wüste auf  der Arabischen Halb-
insel ist der Weg zur Wasserstelle der 
Weg zum Leben. Zu Zeiten des Pro-
pheten Mohammed vor rund 1600 Jah-
ren wie heute ist in dieser unwirtlichen 
Gegend jeder dem Tod geweiht, der 
ihn nicht kennt. Im Arabischen gibt es 
für den „Weg zur Wasserstelle“ ein ein-
faches Wort: Scharia. Der „Weg zur 
Wasserstelle“ ist für Muslime im über-
tragenen Sinn also nicht nur der Weg 
zum Leben, sondern der Weg zu Gott. 
Wer die Vorschriften der Scharia ach-
tet, der lebt ein Leben nach den Regeln 
des Allmächtigen. Er kann auf  Rettung 
hoffen, selbst in trockensten Zeiten. So 
weit, so simpel. 

Doch längst ist das Wort „Scharia“ 
zu einem Kampfbegriff  geworden, in 
dem es um viel mehr geht. Wenn mus-
limische Extremisten in Pakistan oder 
Afghanistan die Scharia einführen wol-
len, dann suchen sie nicht den Weg zur 
Wasserstelle und zu Gott. Der Ruf  
nach der Scharia ist Symbol für ihren 
Griff  nach der Macht und ihren Kampf  
gegen die Moderne und die Einflüsse 
des Westens. Das „Gesetz Gottes“ wen-
den sie in simplifizierter Form an. Es 
manifestiert sich in der Unterdrückung 
der Frau und archaischen Stra-
fen: Hand abhacken bei Diebstahl, Stei-
nigung bei Ehebruch. Fatalerweise ist 
es den Extremisten gelungen, die Inter-
pretationshoheit über die Scharia zu 
gewinnen: Als Scharia gilt, was sie zur 
Scharia erklären. Abweichler werden 
des Abfalls vom Glauben bezichtigt. 

Dabei ist die Scharia längst nicht auf  
wenige, einfache und brutale Strafen 
zu reduzieren. Im Gegenteil: Sie ist ein 
komplexes Gebilde, über das sich Ge-
lehrte in verschiedenen Teildisziplinen 
der islamischen Rechtswissenschaft 
(Fiqh) seit Jahrhunderten streiten. Aus 
der Scharia als von Gott geoffenbarte 
Ordnung ergibt sich beileibe kein star-
res, kodifiziertes und unveränderliches, 
geschweige denn ein in der islamischen 
Welt einheitliches Recht. Die Scharia 
beruht zwar unter anderem auf  dem 
Koran, den die Muslime als das vom 
Menschen unbeeinflusste Wort Gottes 
betrachten. Doch sind in dem Heiligen 
Buch nur wenige Normen und Regeln 
zu finden, die keiner Interpretation des 
Menschen bedürfen. Vieles bleibt offen, 
vage oder ist gar nicht erwähnt. Selbst 
wenn eine Regelung eindeutig formu-
liert ist, bleibt häufig unklar, unter wel-
chen Bedingungen sie gilt. 

 
Hier müssen die muslimischen Rechts-
gelehrten mit eigener intellektueller An-
strengung zu Antworten kommen. 
Auch wenn häufig das Gegenteil be-
hauptet wird: Das islamische Recht ist 
durchaus vom Menschen gemacht. Es 
kann sich deshalb auch an veränderte 
politische und gesellschaftliche Verhält-
nisse anpassen. Manche Islamwissen-
schaftler sagen sogar: Die Regeln der 
Scharia sind immer so modern und so 
konservativ wie diejenigen, die das 
Wort Gottes auslegen. 

So gibt es in der islamischen Welt 
ganz unterschiedliche Rechtstraditio-
nen. Deutlich sind etwa die Differen-
zen zwischen Schiiten und Sunniten. In 
der sunnitischen Rechtswissenschaft 
wiederum bildeten sich seit dem ach-
ten Jahrhundert n. Chr. vier große 
Rechtsschulen aus: die Hanafiten, die 
Malikiten, die Schafiiten und die Han-
baliten, jeweils benannt nach ihren 
Gründern. Weil sie unterschiedlichen 
Lehrsystemen folgen, kommen sie teil-
weise zu völlig unterschiedlichen Rege-
lungen. 

Das islamische Recht erhebt den An-
spruch, nicht nur die Religion und ih-
ren Ritus zu regeln, sondern alle Berei-
che des menschlichen Lebens. Es be-
fasst sich folglich mit Erbrecht, Ehe- 
und Familienrecht, Wirtschaftsrecht 
ebenso wie mit Straf-, Staats- und Ver-
waltungs- und Völkerrecht. Dabei be-
wegen sich die Gelehrten nicht in ei-
nem luftleeren Raum, sondern sind an 
genau definierte Rechtsquellen gebun-
den. Fraglos ist der Koran die wichtigs-
te dieser Quellen.  

Beinahe ebenso bedeutend ist die 
Sunna, also die Worte und Taten des 
Propheten Mohammed, die als Vorbild 
gelten. Beide Rechtsquellen sind für die 

Gelehrten jedoch mit erheblichen Pro-
blemen verbunden. Im Koran zum Bei-
spiel ist die Mehrheit der Regeln und 
Normen nicht nur mehrdeutig fest-
gelegt – teilweise sind sogar gegensätz-
liche Vorschriften zu finden. So wird 
die Eigenschaft des Weins in Sure 16 
gepriesen, während er in Sure 5 als 
„Gräuel von Satans Werk“ bezeichnet 
wird. In solchen Fällen müssen die 
Rechtswissenschaftler entscheiden, 
welcher Vers einer Sure einen anderen 
abrogiert, also ungültig macht, zum 
Beispiel weil er Mohammed von Gott 
nach Auffassung der muslimischen Ex-
perten später offenbart wurde. So dis-
kutierten die Rechtsgelehrten sehr lan-
ge die Frage, ob Alkohol generell oder 
nur Traubenwein verboten ist.  

 
Widersprüchlich sind in vielen Fällen auch 
die Worte und Taten des Propheten. Die 
Sunna wirft darüber hinaus noch ein 
ganz anderes Problem auf: Weil ihr ein 
so hoher Stellenwert eingeräumt wird, 
entwickelte sich eine aktive Fälscher-
industrie, die erdachte Überlieferungen 
aus dem Leben Mohammeds in Um-
lauf  brachte, um die eigene Meinung 
möglichst hieb- und stichfest zu unter-
mauern. Um diesem Problem Herr zu 
werden, entwickelte sich eine besonde-
re Disziplin, die sich damit beschäftigt, 
„falsche“ von „richtigen“ Überlieferun-
gen zu unterscheiden. Eine Propheten-
tradition gilt nur dann als „wahr“, 
wenn die Überlieferungskette (Isnad) 
lückenlos ist und die einzelnen Überlie-
ferer zuverlässig sind. Es liegt in der 
Natur des Menschen, dass die Gelehr-
ten auch in diesem Fall zu sehr unter-
schiedlichen Ansichten gelangen. Zwei 
Fachleute, drei Meinungen – dieses ab-
fällige Urteil über die Konsensfähigkeit 
der Experten ist (nicht nur) unter Mus-
limen weitverbreitet. 

Dieses gilt umso mehr, da Koran 
und Sunna längst nicht ausreichen, um 
das Leben der Muslime umfassend zu 
regeln. Beide Rechtsquellen können 
nur schwerlich beantworten, ob eine 
Frau Auto fahren darf, wie es in Saudi-
Arabien diskutiert wurde. Gestützt auf  
Koran und Sunna gilt deswegen der 
Konsens der Rechtsgelehrten (Id-
schma) als weitere Rechtsquelle. Dabei 
stellt sich jedoch die Frage, welche Ex-
perten überhaupt übereinstimmen 
müssen, und wie ein Konsens fest-
gestellt wird. Eine eindeutige Antwort 
lässt sich nicht finden: Einen „Konsens 
über den Konsens“ gibt es nicht. Um 
zu gottgefälligen Normen und Regeln 
zu kommen, dürfen sich die Rechts-
gelehrten auch des Analogieschlusses 
bedienen – die Regelung eines Falles 
darf  auf  einen anderen übertragen 
werden, soweit die beiden Fälle ver-
gleichbar sind. Das Gewohnheitsrecht 
spielt ebenfalls eine Rolle, jedenfalls 
wenn es anderen Rechtsquellen nicht 
widerspricht. Auch regional unter-
schiedliche Bräuche fanden Einzug in 
das islamische Recht. 

Vor allem in den frühen Jahren des 
Islam – als sich die verschiedenen 
Rechtsschulen herausschälten – war es 
unter den Rechtsgelehrten gang und 
gäbe, durch eigene intellektuelle Leis-
tungen zu Regeln zu kommen. Idschti-
had nennt sich dieses eigenständige 
Raisonnement in der arabischen Fach-
sprache. Je mehr sich jedoch die 
Rechtsschulen ausformten und auch in 
Konkurrenz zueinander standen, desto 
bedeutender wurde seit dem 10. Jahr-
hundert der „Taqlid“: Die mehr oder 
weniger kritiklose Übernahme der Ent-
scheidungen, die die Rechtsautoritäten 
bis dahin gefällt hatten. Das „Tor des 
Idschtihad“ schloss sich. 

Umstritten unter Islamwissenschaft-
lern ist jedoch bis heute, ob es gänzlich 
verrammelt war. Die islamische Re-
formbewegung, die sich im 19. Jahr-
hundert entwickelte, versuchte mit ei-
nigem Erfolg, es wieder aufzustoßen. 
Islamische Reformer berufen sich heu-
te im Wesentlichen auf  den Idschtihad. 
Sie argumentieren, das islamische 
Recht müsse den Gegebenheiten der 
modernen Welt angepasst werden. Sie 
stoßen dabei auf  heftigen Widerstand 
der Anhänger des Taqlid, die sich als 
Lordsiegelbewahrer der Tradition ge-
ben. So trocken es in der Wüste sein 
mag: Wasserstellen gibt es dort viele. 
Und Wege dorthin noch viel mehr.

ENTWICKLUNGSLÄNDER Archaische Rechtsprechung setzt sich in Afrika und Asien durch. 
Vor den Gerichten gilt ein Leben nicht viel. Ein Überblick 

Grausam und intolerant 

D er Einfluss des politischen 
Islam nimmt weltweit zu. 
Damit einher geht – auch in 
westlichen Einwanderungs-

ländern – die Ausweitung eines von der 
Scharia geprägten Rechtsempfindens 
und Lebensstils bei fundamentalisti-
schen Muslimen. Ebenfalls auf  dem 
Vormarsch ist die Etablierung der Scha-
ria als staatlich gewollte Rechtsordnung 
in Ländern mit muslimischer Mehr-
heit. Mit der Ausbreitung des isla-
mischen Rechts wächst das Potenzial 
für geschlechts- und glaubensspezi-
fische Menschenrechtsverletzungen.  

Die Opfer dieser Untaten sind in ers-
ter Linie Konvertiten, die den Islam 
verlassen haben, Frauen sowie Angehö-
rige aller anderen Glaubensgemein-
schaften. Mit der ganzen Härte der 
Scharia werden aber auch Homosexu-
elle kriminalisiert, verfolgt und mit 
dem Tod bedroht. Die Zwangsverhei-
ratung junger Mädchen, die Zwangs-
islamisierung von Kindern und Frauen, 
die Anwendung islamischen Rechtes 
auf  Nichtmuslime und die Diskriminie-
rung nicht islamischer Zeugen vor Ge-
richten sind aus Sicht der Scharia-Be-
fürworter rechtens. So haben Frauen 
vor Gericht als Zeugen einen geringe-
ren Wert als Männer; Christen oder Ju-
den haben als Zeugen weniger Ge-
wicht als Muslime.  

Der Islam ist bereits in 23 Ländern 
Staatsreligion, Tendenz steigend. Staa-
ten wie Indonesien und Malaysia er-
kennen die Religionsfreiheit offiziell 
an, aber der Islam steht im gesellschaft-
lichen Leben an erster Stelle. Mit der 
rasch fortschreitenden Islamisierung 
dieser Länder genießt der Islam jedoch 
vermehrt staatlichen Schutz, welcher 
anderen Religionen nicht zuteil wird. 
Dies macht sich im alltäglichen Leben, 
insbesondere aber im Rechtssystem be-
merkbar. Zugleich findet eine politi-
sche Auseinandersetzung um die Aus-
weitung der Scharia auf  andere Lan-
desteile oder den gesamten Staat statt. 

Für die Ausbreitung des politischen 
Islam gibt es verschiedene Gründe. Fi-

nanzstarke Länder wie Saudi-Arabien 
finanzieren zahlreiche Projekte, die zur 
Verbreitung des Islam beitragen. Zum 
Beispiel werden muslimische Nicht-
regierungsorganisationen in Ländern 
subventioniert, in denen der Islam ge-
stärkt werden soll. Auch der Iran und 
Libyen versuchen durch finanzielle 
Mittel, die Scharia-Gesetzgebung in an-
deren Ländern zu etablieren.  

Mangelhafte Bildung trägt dazu bei, 
dass der Islam zu einer bedeutenden 
politischen Kraft heranwachsen kann. 
Der politische Islam lehnt das westliche 
Bildungssystem rigoros ab. Die Unter-
richtung von Kindern in Koranschulen 
ist in Gebieten mit großer Armut oft 
die einzige Möglichkeit, etwas Bildung 
zu erfahren. Vielen jungen Menschen 
fehlt des Weiteren eine wirkliche Zu-
kunftsperspektive, sodass sie aufgrund 
fehlender Perspektiven im fundamen-
talistischen Islam ihre einzige Zu-
kunftschance sehen. 
 
Indonesien: Hier gehören die Teile der 
Scharia, die das Familienrecht regeln, 
wie Eherecht und Erbrecht, zur gängi-
gen Rechtspraxis. So steht es zum Bei-
spiel einem Muslim frei, ob sein Erbe 
eines Tages nach positivem Recht 
(durch staatliche Rechtsinstitutionen) 
oder nach islamischem Recht (durch 
religiöse Rechtsinstitutionen) geregelt 
werden soll. Die nach Unabhängigkeit 
strebende Provinz Aceh hat im Jahr 
2001 das Recht zugesprochen bekom-
men, die Scharia anzuwenden. Auch in 
anderen Teilen Indonesiens bestehen 
Bestrebungen, die Scharia einzuführen. 
Einige Beispiele aus Afrika und Asien: 
 
Malaysia: Der Islam genießt als Religion 
des Staates besonderen Schutz, obwohl 
offiziell Religionsfreiheit herrscht. In 
den letzten Jahren machte sich in Ma-
laysia eine stärkere Betonung isla-
mischer Traditionen bemerkbar: Inner-
halb der muslimischen Bevölkerungs-
gruppe werden Verstöße gegen isla-
misches Recht geahndet. Durch das 
doppelte Rechtssystem in Malaysia 
häuften sich Fälle von Zwangskonver-
sion. Malaysias neuer Ministerprä-
sident Najib Razak führte eine Rege-
lung ein, nach der der Religionswech-
sel eines Kindes ohne die Zustimmung 
beider Elternteile verboten ist. In Zu-
kunft sollen Kinder in der Religion er-
zogen werden, der die Eltern bei ihrer 
Heirat angehörten. Diese Regelung 
steht dem Islamisierungsprozess in Ma-
laysia erstmals entgegen. Verfechter der 
Scharia wollen dies nicht hinnehmen. 
 
Ägypten: Die Republik nutzt die Scharia 
als wichtigste Wurzel ihres Rechtssys-

tems und praktiziert unter anderem 
das Eherecht, Erbrecht und Zeugen-
recht danach. Körperstrafen wie die 
Steinigung werden nicht angewendet. 
Die von der Scharia vorgesehene To-
desstrafe für den Abfall vom Islam wird 
immer wieder von religiösen Extremis-
ten gefordert. Der Fall des christlichen 
Konvertiten Mohammed Ahmed He-
gazy, der seit August 2007 mit seiner 
Frau im Untergrund lebt, um nicht Op-
fer eines Anschlags zu werden, wird in 
Ägypten öffentlich debattiert. Große 
Beachtung findet auch das Schicksal 
der vierzehnjährigen koptischen Zwil-
linge Andrew und Mario Ramsis, die 
ihren christlichen Glauben nicht aufge-
ben wollen, obschon ihr Vater zum Is-
lam übergetreten ist und den Glau-
benswechsel seiner Söhne gerichtlich 
durchsetzen will. 
 
Saudi-Arabien: Die Scharia wahhabiti-
scher Ausrichtung ist Grundlage des 
Rechtssystems. Eine Religionspolizei, 
die Mutawa, überwacht die Einhal-
tung. Dieses Rechtssystem vertritt eine 
strenge Auslegung des Islam. Charakte-
ristisch sind die häufige Anwendung 
der Todesstrafe, Folter und drako-
nische Strafen wie Auspeitschung oder 
Amputationen. Die Rolle der Frauen in 
der Gesellschaft ist eingeschränkt. Es 
gilt eine Geschlechtertrennung in Be-
ruf  und Öffentlichkeit. Glaubens-
gemeinschaften, die nicht wie 80 Pro-
zent der saudischen Bevölkerung dem 
sunnitischen Islam angehören, werden 
diskriminiert. 
 
Sudan: Nur internationaler Druck 
konnte die Richter des Supreme Court 
dazu bewegen, ein Steinigungsurteil 
außer Kraft zu setzen, das ein Gericht 
gegen eine 18-jährige Christin verhängt 
hatte. Die meisten aktenkundigen Fälle 
vollzogener Steinigungen stammen aus 
dem Iran. 

 
Nigeria: Grausame Strafen wurden seit 
der Einführung der Scharia-Gesetze im 
Jahr 2000 in zwölf  der 19 Bundesstaa-
ten im Norden des Landes verhängt. 
Todesurteile werden wegen angeb-
lichen Ehebruchs, Vergewaltigung und 
absurderweise auch wegen erlittener 
Vergewaltigung gefällt. Die Verurteil-
ten werden gesteinigt. Im Februar 2008 
sorgte das Urteil eines nigerianischen 
Scharia-Gerichts für Aufsehen. Neben 
sechs Menschen, die zum Tod durch 
Steinigung verurteilt wurden, bestrafte 
das Scharia-Gericht Dutzende weitere 
mit der Amputation ihrer Gliedmaßen. 
Aufgrund internationaler Proteste wur-
den die Urteile bisher jedoch noch 
nicht vollstreckt.  

Pakistan: In diesem Land ist das isla-
mische Recht seit längerer Zeit auf  
dem Vormarsch. In den Nordregionen, 
wo archaische Stammesstrukturen do-
minieren und die Regierung den Tali-
ban die Einführung der Scharia bereits 
erlaubt hat, kann der Blick einer Frau 
auf  einen fremden Mann genügen, um 
sie der Unsittlichkeit und des potenziel-
len Ehebruchs zu bezichtigen. 

Überdurchschnittlich bedroht sind 
Christen und andere Nichtmuslime seit 
den 1980er-Jahren durch die Einfüh-
rung islamischer Gesetze wie des 
„Blasphemiegesetzes“, das die Todes-
strafe für die Beleidigung des Prophe-
ten Mohammed vorsieht. Zwei Chris-
ten sitzen seit 2002 und einer seit 2007 
in Todeszellen. In den vergangenen 
Jahren sind besonders Entführung, Ver-
gewaltigung und Zwangsislamisierung 
christlicher Frauen und Mädchen zu 
beklagen. 
 
Afghanistan: Eine besonders unerbitt-
liche Variante der Scharia-Gesetz-
gebung wurde unter dem Regime der 
Taliban praktiziert. Die Religionspoli-
zei ließ immer wieder Personen öffent-
lich hinrichten, die nach ihrer Auffas-
sung eine der drakonischen Vorschrif-
ten im Land verletzt hatten. Dazu wur-
de beispielsweise das Stadion in der 
Hauptstadt Kabul missbraucht, wo die 
Taliban die Zuschauer zwangen, sich 
brutale Hinrichtungen von vermeintli-
chen Ehebrechern oder Frauen, die das 
Arbeitsverbot unterlaufen hatten, mit 
anzusehen. Das Afghanistan von heute 
unter Hamid Karsei und der gesetz-
gebenden Versammlung „Schura“ hat 
die Scharia erneut zur herrschenden 
Rechtsordnung gemacht. 
 
Somalia: In diesem ostafrikanischen 
Land wurde die Scharia Anfang des 
Jahres 2009 wieder eingeführt. Dafür 
forderte Präsident Scharif  Scheich Ah-
med die radikalen Islamisten auf, ihre 
Gewaltakte zu beenden. Im Februar 
2009 kam es zu den bislang heftigsten 
Zusammenstößen seit der Präsidenten-
wahl, mindestens dreißig Menschen 
starben. Die radikalen Islamisten hat-
ten angedroht, bis zum Abzug auslän-
discher Truppen und der Wiederein-
führung der Scharia weiterzukämpfen. 
 
Gazastreifen: Mit der Machtübernahme 
der Hamas wurde der radikale Islam 
zur vorgeschriebenen Lebensweise. 
Die Behörden haben angekündigt, dass 
die Scharia eingeführt werden soll. 

 
Martin Lessenthin ist Vorstandssprecher 
der Internationalen Gesellschaft für 
Menschenrechte.

Von Martin Lessenthin 

Bedrohlich: Ein Christ steht im Sudan vor den religiösen Richtern. Ihm wird vorgeworfen, er habe Alkohol getrunken. 
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 I S L A M  I N  D E R  V E R F A S S U N G  

In folgenden Ländern ist der Islam als 
fester Bestandteil in der Verfassung ver-
ankert: Afghanistan, Ägypten, Algerien, 
Bahrain, Bangladesch, Brunei, Jemen, Jor-
danien, Katar, Komoren, Libyen, Maledi-
ven, Marokko, Mauretanien, Pakistan, 
Saudi-Arabien, Somalia, Sudan, Tunesien, 
Vereinigte Arabische Emirate, Iran, Irak 
und Oman.

Scharia auf dem Vormarsch? 
Immer mehr Staaten führen Regeln ein, die sich auf  den Koran berufen.  
Ihre Strafen sind für Europäer kaum nachvollziehbar. SEITEN 7–9


